
Widersprüche 
sind als unbegründet 

zurückzuweisen.
____________________________________

Diesen Satz findet man in einem Faltblatt des Landes Brandenburg 
mit dem Titel „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“. 
Erstellt wurde es vom „Verfassungsschutz“ Brandenburg.

Da es sehr lehrreich ist erlaube ich mir einige Zitate 
daraus zu veröffentlichen.

Das Faltblatt enthält u.a. einige „Handlungsempfehlungen“.
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Demnach sollen „staatliche Stellen“ keine Diskussionen führen, da sie „wenig zielführend“ sind. 
Die BRD ist kein Staat und hat somit auch keine „staatlichen Stellen“. 

Man soll auf keinen Fall die „Widersprüche“ in den Gesetzen und den Gerichtsurteilen der BRD 
anzweifeln. „Widersprüche sind schlicht als unbegründet zurückzuweisen.“ 

Die Bundesrepublik Deutschland ist rechtmäßig 
und darf nicht angezweifelt werden.

Wer dennoch Zweifel hat wird sofort in die extrem rechte Ecke gestellt:

Verfassungsschützer behaupten: Rechtsextremistische Reichsbürger behaupten das Deutsche Reich 
bestehe in den Grenzen von 1937 fort. Offensichtlich kennen die (angeblichen) Verfassungsschützer
die (angebliche) Verfassung nicht. Da es faktisch keine Verfassung gibt muss man im Grundgesetz 
nachlesen: 

„Deutschland“ ist das Land in dem die „Deutschen“ leben. „Deutschland“ ist das Gebiet des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937. 

Nachlesen kann man das in der
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Nach dieser internationalen und staatsrechtlichen Definition ist „Deutschland“ das Deutsche 
Reich wie es am 31.12.1937 bestanden hat.

Das (angebliche) Bundesverfassungsgericht ist, nach der Rechtsauffassung des (angeblichen)  
Verfassungsschutzes, mit Rechtsextremistischen Reichsbürgern besetzt, die tatsächlich behaupten 
das „Deutsche Reich“ (Deutschland) bestehe noch immer.

3



Deutschland ist als Gebiet unvollständig und ist erst dann vollständig, wenn die anderen Teile 
Deutschlands ihr angehören. So stand es bis 1990 im Grundgesetz Artikel 23.
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Demnach bestand das Deutsche Reich (Deutschland) zumindest noch 1987. Da es kein 
gegenteiliges Urteil gibt, und die Worte des (angeblichen) Verfassungsgerichts „Gesetzeskraft“ 
haben, besteht das Deutsche Reich noch heute. 

Da das Bundesverfassungsgericht offensichtlich aus Reichsdeutschen besteht, verwendet man dort 
auch noch den „Reichsadler“.

Politisches Kabarett erlebt man, wenn man einige Jahre zurückgeht und einige Blicke in ein Gesetz 
aus dem Jahre 2006 wirft.

2006 wurde ein Groß-Reine-Machen versucht: 
Das Wort „Reich“ sollte aus Gesetzestexten 
verschwinden. Aus einem „Reichsgesetz“ wurde 
plötzlich ein einfaches „Gesetz“, nachdem es 
jahrelang unbeanstandet von dem (angeblichen) 
Gesetzgeber der BRD, den (angeblichen) 
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Volksvertretern der BRD, den (angeblichen) Richtern der BRD, den (angeblichen) Staatsanwälten 
der BRD und den (angeblichen) Beamten der BRD geblieben war. 

Warum ich hier immer „angeblich“ sage, wird sich im weiteren Verlauf ergeben.

...im Artikel 104 wird es dann richtig
interessant: 

...aus dem „Reichskanzler“ wird 2006
das „Auswärtige Amt“, nachdem der 
Reichskanzler jahrzehntelang, 
unbehelligt von der
Staatsanwaltschaft der BRD, seinen
Dienst versehen hatte.

Im Artikel 102 wird aus dem
Wortbestandteil „Reichs“ der

Wortbestandteil „bundes“ gezaubert...

und

...aus dem „Reichsjustizministerium“
wird im Jahre 2006 das „Bundesministerium

der Justiz“.

Um es klar und deutlich zu sagen: Diese Gesetze hatten bis dahin Gültigkeit und wurden 
offensichtlich auch angewandt, denn sie wurden im Jahre 2006 nicht gelöscht sondern nur geändert.
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...der „Reichsminister der Justiz“ 
wird 2006 gestrichen, nachdem er 
fast 60 Jahre dort verweilen durfte.

Kommen wir in das Jahr 2008 und sehen uns das Bundesbesoldungsgesetz an:

Der oberste Dienstherr aller Bundesbeamten war bis 2009 „das Reich“. Das kam daher, dass die 
BRD kein Staat war und nur Staaten Beamten ernennen können. 

Der noch gültige Staat war das „Deutsche Reich“, das zwar handlungsunfähig, aber noch existent 
war und auch heute noch ist, wie wir bereits gesehen haben.

Und „das Reich“ (Deutschland) war im § 185 des Bundesbeamtengesetzes bis zum 11.2.2009 
definiert:
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„Deutschland“ ist das Gebiet des Deutschen Reiches vom 31.12.1937 und Deutschland ist jetzt
Fußball-Weltmeister. Merken Sie etwas??

Das also ist Deutschland, nicht mehr und nicht weniger! 

Nachdem einige aufmerksame Bürger sich über diese Gesetze im Internet ausgelassen hatten, 
wurden sie schnell geändert. Anfang 2009 wurde das Bundesbeamtengesetz neu gefasst und deshalb
gibt es den Paragraphen 185 heute nicht mehr. 
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Im Bundesbesoldungsgesetz heißt es jetzt:

Jetzt ist „der Bund“ der oberste Dienstherr. Aber wer ist „der Bund“, der vorher hinter „dem Reich“ 
an 2. Stelle der Dienstherren stand? 

Fragen Sie doch einmal ihren Rechtsanwalt, vielleicht weiß der wer „der Bund“ ist. 
Aber Vorsicht: Laut Rechtsberatungsgesetz von 2007 hat er seine Tätigkeitserlaubnis vom 
Reichsminister der Justiz erhalten.

Demnach hatten Rechtsanwälte ihre Tätigkeitserlaubnis bis 2008 durch ein Gesetz von 1935, einem 
verbotenen und damit ungültigen Nazi-Gesetz.

Dass es 2008 noch mehrere Reichsminister gab, die an den Ausführungsvorschriften beteiligt 
waren, reiht sich ein in das Gesetzeswirrwarr aus dem ich noch einige Beispiele anführen werde.
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Aus dem „Deutschen Reich“ wurde 2007 
die “Bundesrepublik Deutschland“
und aus der „Reichsregierung“ wurde 
„das Bundesministerium der Justiz“.

Aber warum schützen wir im Artikel 46 
die Urheberrechte der Angehörigen der
Vereinigten Staaten von Amerika?
Die Antworten findet man hier:

Deutschland wurde demnach „zur Durchsetzung alliierter Interessen“ besetzt. 
An der Besatzung hat sich bis heute nichts geändert:

„Deutschland ist ein besetztes Land und das wird weiterhin so bleiben.“
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Unsere Regierung ist nichts anderes als ein Verwaltungsapparat, der dem deutschen Volk 
klarmachen muss, dass unsere Besatzer unsere Freunde sind. Tut sie das nicht, wird sie verboten. 
Das hat zwar nichts mit Demokratie und Freiheit zu tun, aber wen interessiert das schon? 
Hauptsache die Bevölkerung kann weiterhin von den Besatzern, ihren Konzernen, Politikern, 
Richtern, Staatsanwälten, Beamten und den Medien für dumm verkauft und ausgenommen werden.

Daher ist es letztlich egal wen Sie wählen. Passt das Ergebnis den Besatzern nicht, wird es 
verboten. 

Einige Bundestagsabgeordnete wissen um die, noch immer bestehende, Besatzung:
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Oskar Lafontaine schrieb 2003 in seiner Kolumne bei der Bildzeitung:

Auch Kurt-Georg Kiesinger, der dritte Bundeskanzler der BRD, nahm diesbezüglich kein Blatt vor 
den Mund und sagte im Spiegel am 21.05.1958. 

Der frühere US-Sicherheitsberater Brzezinski schreibt in seinem Buch „Die einzige Weltmacht. 
Amerikas Strategie der Vorherrschaft“.

Wer das nicht glaubt sollte im Artikel 120 des aktuellen Grundgesetzes nachlesen:

Demnach gelten auch heute noch die Besatzungsrechte, z.B. dieses hier:
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Zitat S. 92:
„Tatsache ist schlicht und einfach, dass Westeuropa und zunehmend auch 
Mitteleuropa ein amerikanisches Protektorat bleiben, dessen alliierte Staaten 
an Vasallen und Tributpflichtige von einst erinnern.
Deutschland steht unter derZwangsherrschaft des US-Imperialismus, ist 
ein tributpflichtiger Vasallenstaat.“ 

„Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist Deutschland immer beteiligt, weil
es der „Flugzeugträger“ der USA in Europa ist.
WIR SIND KEIN SOUVERÄNER STAAT.
Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil. 
Die Berliner Debatte über Beteiligung oder Nichtbeteiligung findet im 
Wolkenkuckucksheim statt.[...]„

„Wir sind doch faktisch ein Protektorat der Vereinigten Staaten.“



Fragen Sie doch mal ihren Richter, ihren Staatsanwalt, ihren Notar oder ihren Rechtsanwalt, ob er 
eine Zulassung von der Militärregierung hat. Hat er sie nicht, dann darf er sein Amt nicht ausüben, 
dann waren alle Urteile ungültig, alle Strafbefehle rechtswidrig und alle Grundstückskäufe illegal. 
Die angeblichen Staatsdiener sind offensichtlich nichts anderes als Privatpersonen, die sich ein Amt 
anmaßen. 

Hoheitliche Aufgaben dürfen nur Staatsorgane ausüben oder Menschen, die eine Erlaubnis von den 
Besatzungsmächten erhalten haben. 

Daher stellt sich nun die Frage nach einem Staat, oder genauer: 

Ist die Bundesrepublik Deutschland ein Staat?

Die Antwort ist eindeutig und nachweisbar: NEIN

Nachlesen kann man das in den Protokollen des Parlamentarischen Rates, der das Grundgesetz 
formuliert hat. 
Ich zitiere im Folgenden aus der Rede des Abgeordneten Carlo Schmid im Parlamentarischen Rat 
am 8. September 1948 zum Thema: Was heißt eigentlich Grundgesetz? 

und er stellte unmissverständlich fest:

1949 wurde demnach kein Staat „Bundesrepublik Deutschland“ errichtet, wie man uns immer 
erzählt.
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...Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein Stück 
Politik des Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluß der 
Volksouveränität des Genehmigungspflichtigen ! 

…Solange das nicht geschehen ist, können wir, wenn Worte überhaupt einen 
Sinn haben sollen, keine Verfassung machen, auch keine vorläufige 
Verfassung, wenn «vorläufig» lediglich eine zeitliche Bestimmung sein soll. 
Sondern was wir machen können, ist ausschließlich das Grundgesetz für 
ein Staatsfragment. Die eigentliche Verfassung, die wir haben, ist auch heute
noch das geschriebene oder ungeschriebene Besatzungsstatut...

„...Wir haben unter Bestätigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz 
zur Organisation der heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen 
Volkes in einem Teile Deutschlands zu beraten und zu beschließen. 

Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu 
machen. 

Wir haben keinen Staat zu errichten...“



Die gleiche Aussage findet man in der: 

Die Ministerpräsidenten glauben, dass alles verwieden werden müsste, was dem zu schaffenden 
Gebilde den Charakter eines Staates verleihen würde; Sie sind der Ansicht, dass es sich lediglich um
ein Provisorium handelt.

Die BRD-Verwaltung wurde lediglich als „Provisorium“ geschaffen. Der eigentliche Staat sollte 
„Deutschland“ werden (das Reich in den Grenzen vom 31.12.1937).Aus diesem Grunde wurde auch
nur ein Grundgesetz geschaffen, wie man dem Schreiben der damaligen Ministerpräsidenten 
entnehmen kann:

Eine Verfassung kann erst dann geschaffen werden, wenn das gesamte deutsche Volk darüber 
entscheiden kann. Bis zu diesem Zeitpunkt können nur vorläufige organisatorische Maßnahmen 
getroffen werden. 

Halten wir fest: Seit 1945 leben wir in einem Provisorium, das von einer Treuhandregierung im 
Auftrag der Besatzungsmächte durch vorläufige organisatorische Maßnahmen verwaltet wird. 
Daher gibt es nur ein Grundgesetz und keine Verfassung.

Deshalb sind die Verfassungsschützer und Verfassungsrichter nur (angebliche)....
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Die Ausarbeitung einer deutschen Verfassung soll erst dann geschehen, wenn die deutsche 
Souveränität hergestellt ist. 
Die BRD war nie ein Staat.
Deshalb gibt es nur (angebliche) Staatsanwälte, Richter und Beamte.

Wie heißt der angebliche Staat eigentlich in dem wir leben?

Werfen wir dazu einen Blick in den

Dort heißt es:

Demnach wurden aus der BRD, der DDR und aus „ganz Berlin“ das Gebilde „Das vereinte 
Deutschland“.

Dieses „vereinte Deutschland“ hat eine eigene Regierung, wie man dem Artikel 8 entnehmen kann.

15



Die Ratifikation erfolgt durch die „Regierung des vereinten Deutschland“. 

Wieso wählen wir eine Bundesregierung wenn die Bundesrepublik Deutschland 1990 abgeschafft 
wurde und eine „Regierung des vereinten Deutschland“ offensichtlich die Regierungsgeschäfte 
übernommen hatte?

Die BRD wurde 1990 bei den Vereinten Nationen abgemeldet und „Deutschland“ (Germany) wurde
angemeldet. 

Dies ist die aktuelle Mitgliederliste der Vereinten Nationen. Unter „F“ müsste die BRD (Federal 
Republic of Germany = Bundesrepublik von Deutschland) stehen. Dort steht sie nicht. Es gibt nur 
den  angeblichen Staat „Germany“.
In der Fußnote heißt es abschließend, dass die beiden Deutschen Staaten nun einen „Souveränen 
Staat“ bilden. Dass die BRD noch immer (völkerrechtswidrig) besetzt ist will man bei den 
Vereinten Nationen nicht wissen. Lug und Betrug also auch auf der internationalen Ebene, wie ich 
das in dem Film „Die Vereinten Nationen“ bereits belegt hatte.
Auch hier sind gleich mehrere Lügen enthalten. Es gab nie die „beiden Deutschen Staaten“ die nun 
„einen souveränen Staat“ bilden. 
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Theo Waigel hatte recht, wenn er 1989 feststellte: „Das Deutsche Reich ist nicht untergegangen“ 
und „Es gibt keinen völkerrechtlichen Akt, durch den die östlichen Teile des Deutschen Reiches von
diesem abgetrennt worden sind.“

Offensichtlich haben unsere Politiker das politische Ziel vergessen, nämlich: „die Herstellung der 
staatlichen Einheit des Deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung.“

Diese Feststellungen beinhalten, dass es bereits einen Staat gibt, nämlich das Deutsche Reich (also 
„Deutschland“ innerhalb der Grenzen vom 31.12.1937 in dem das „Deutsche Volk“ lebt). Da das 
Deutsche Reich noch immer als Staat existiert, können die BRD und die DDR keine Staaten 
gewesen sein, da es keine 2 Staaten auf dem gleichen Gebiet geben kann.

Eine Staatsbürgerschaft der Bundesrepublik Deutschland gab es noch nie, denn die Bundesrepublik 
Deutschland war nie ein Staat. 
Hier ein Zitat aus einem Schreiben des Landrats von Demmin: „Eine Staatsangehörigkeit der BRD 
gibt es nicht.“
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Und wenn Sie das nicht glauben, lesen Sie mal in dem

Die BRD ist gebietlich unvollständig und Deutschland ist erst dann „Vollständig“ wenn die anderen 
Teile ihr angehören. Die BRD ist nur ein Teil von Deutschland.
Hier wird auch auf den Artikel 23 des Grundgesetzes verwiesen, in dem der Geltungsbereich stand 
und auch das Vereinigungsgebot.
Der Artikel 23 des Grundgesetz wurde jedoch 1990 völkerrechtswidrig aufgehoben und 2 Jahre 
später mit einem völlig anderen Inhalt wieder veröffentlicht. „Die (mehrere!) anderen Teile 
Deutschlands“ wurden einfach gestrichen. 
Wieso kann die Bundesregierung Gebiete streichen für die sie nicht zuständig ist? Sie kann das 
völker- und staatsrechtlich nicht, aber was gelten schon Recht und Gesetz für eine 
Bundesregierung??

Na, das ist doch eine klare Aussage: „Deutscher Staatsbürger ist nicht nur der Bürger der BRD“. 
Und wer vertritt die Interessen des ganzen Volkes?
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Die Antwort findet man im Grundgesetz:

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie werden zwar 
nur von einem Teil des Volkes gewählt, vertreten aber das ganze Volk. Ob die Abgeordneten das 
Grundgesetz schon einmal gelesen und den Inhalt dieses Artikels verstanden haben ? 
Wie können sie einen Teil des Volkes abtreten, wenn sie auch diesen Teil vertreten??

Wie erkennt man das „Volk“?

Das (angebliche) Bundesverfassungsgericht fasste zusammen:
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Später schreibt das (angebliche) Bundesverfassungsgericht Klartext:

Deutscher Staatsbürger wird man nicht durch „bloße Aushändigung eines deutschen 
Personalausweises oder Reisepasses.“
Das Vorzeigen ihres Personalausweises, in dem als Staatsangehörigkeit „DEUTSCH“ steht, 
besagt demnach nicht, dass Sie Deutscher sind und wählen dürfen.

Damit dürfte auch klar werden, dass es keine gesetzlich gewählten Bundesregierungen geben kann, 
denn das Wahlgesetz schreibt vor, dass nur „Deutsche“ an den Wahlen teilnehmen dürfen.

Was steht dazu im Grundgesetz??

Gleich drei Lügen finden wir im Artikel 38.

Die praktizierte Listenwahl bei den Bundestagswahlen ist keine unmittelbare Wahl. 

Eine unmittelbare Wahl wäre eine Wahl, bei der die Kandidaten unmittelbar, also direkt gewählt 
werden. Bei der Listenwahl bestimmen die Parteien wer auf die Liste kommt und der Wähler kann 
sich dann eine Partei aussuchen, aber er kann den Abgeordneten nicht selbst wählen.

Daher sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages keine Vertreter des ganzen Volkes, 
sondern Vertreter von Parteien, die wiederum nur Vertreter eines Teils des Volkes sind, nämlich der 
Menschen in der BRD.

Die Abgeordneten sind der Partei verpflichtet und unterwerfen sich dem Fraktionszwang. Wer sich 
nicht daran hält wird aus der Fraktion entfernt und steht bei den nächsten Wahlen nicht mehr auf der
Liste. Nur gewissenlose Menschen lassen sich auf diesen Betrug ein.

Aber bleiben wir beim Volk. Ein Volk lebt normalerweise in einem Staat und innerhalb einer 
Grenze. Diese Grenze muss festgelegt und international anerkannt sein. Die Grenze wird im 
Geltungsbereich der Gesetze benannt, damit der Bürger weiß, ob das Gesetz für ihn als Deutschen 
gilt, oder als Österreicher oder als Schweizer usw.
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Art. 38. (1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in 
allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt.         

Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.



Sucht man den Geltungsbereich des Grundgesetzes so sucht man vergeblich.  

Bis 1990 stand der Geltungsbereich im Artikel 23 des Grundgesetzes.

Durch Art. 4 des Einigungsvertrags vom 31. August 1990 wurde der Artikel 23 aufgehoben. 

Dann war er 2 Jahre lang leer und dann wurde er durch Gesetz vom 21. Dezember 1992 mit 
folgendem Wortlaut wieder gefüllt:

So kommt es, dass unsere Politiker den Geltungsbereich gelöscht haben und es jetzt keinen Bereich 
mehr gibt, in dem Geltung hat. Um die Lügen und den Betrug der vergangenen 60 Jahre zu 
vertuschen wollen unsere Politiker sich möglichst schnell in einem vereinten Europa verstecken, 
bevor die Deutschen merken, wie sie für dumm verkauft wurden. 

Da sich unsere Politiker offensichtlich mehr mit ihren Nebenerwerbsquellen beschäftigen als mit 
dem Inhalt des Grundgesetzes, haben sie 1990 vergessen den Artikel 144 gleich mit zu löschen. 
Dort steht noch heute, dass sich der Geltungsbereich im Artikel 23 des Grundgesetzes befinden 
müsste und nicht in der Präambel, also außerhalb des Normbereichs, wie das von ganz schlauen 
Juristen behauptet wird.

Plumper können Lügen kaum sein. 

21

Art. 23 (alte Fassung)

Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, 
Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern.                                            

In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen. 

Art. 23. (1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die 
Bundesrepublik Deutschland bei der Entwicklung der Europäischen Union 
mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen 
Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen 
diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz 
gewährleistet....

Art. 144. (2) Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in 
Artikel 23 aufgeführten Länder oder in einem Teile eines dieser Länder 
Beschränkungen unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes das Recht, 
gemäß Artikel 38 Vertreter in den Bundestag und gemäß Artikel 50 Vertreter 
in den Bundesrat zu entsenden.



Es können nur noch mehr in einem einzigen Satz versteckt werden, wie in der Präambel der 
Grundgesetzes. Dort findet man tatsächlich 6 Lügen in einem Satz.

Das Grundgesetz wurde also „in Verantwortung vor Gott“ geschaffen. 

Demnach gibt es einen Gott. In der Bibel steht er sei der Eigentümer der Erde. Demnach ist das 
Eigentumsrecht an Grund und Boden verantwortungslos.

...als „gleichberechtigtes Glied“ in einem vereinten Europa. 

Die BRD ist das einzige Land in Europa, das noch immer besetzt ist und es wird nie 
gleichberechtigt sein, solange es keinen Friedensvertrag gibt.

...“dem Frieden der Welt zu dienen“. 

Die BRD ist Exportweltmeister im Waffenhandel und damit einer der größten Kriegstreiber der 
Welt.

...hat sich „das Deutsche Volk“. 

Das deutsche Volk ist das Volk innerhalb der Grenzen vom 31.12.1937, lebt getrennt und hat nichts 
zu melden.

...kraft seiner „verfassungsgebenden Gewalt“. 

Das deutsche Volk hat sich bisher keine Verfassung geben dürfen und hat schon aus diesem Grunde 
keine verfassungsgebende Gewalt. 

...“dieses Grundgesetz gegeben“... 

das Grundgesetz wurde im Auftrag der Besatzungsmächte erstellt und zwar vom Parlamentarischen 
Rat, der keine Legitimation besaß das Volk zu vertreten.

Kommen wir zum 2. und 3. Satz der Präambel des Grundgesetzes. 

Dort wird gleich 7 Mal gelogen:

„Die Deutschen“ haben die Einheit vollendet. 
Hatten Sie irgendetwas mit der angeblichen Einheit zu tun gehabt? Sind Sie gefragt worden? Haben
Sie geantwortet? Sind Sie überhaupt „Deutscher“?
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Präambel

Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem
Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner 
verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.

Präambel (2. und 3. Satz)

Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. 

Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk.



Eigentlich hätte man Sie fragen müssen, ob Sie einverstanden sind, dass die Menschen aus 
Mitteldeutschland bei den Wessis mit stimmen dürfen. 
Das steht im Artikel 29 des Grundgesetzes:

Demnach hätte es eines Volksentscheides bedurft, als man die BRD erweiterte. Nun gut, warum 
zitiere ich überhaupt noch aus dem Grundgesetz, wo es seit 1990 gar nicht mehr gilt. Aber dazu 
komme ich noch. Bleiben wir bei den Lügen der Präambel: 

„in freier Selbstbestimmung“
Die Regierung hat, in Absprache mit den Besatzungsmächten, -oder umgekehrt- die angebliche 
Einheit vollendet. Es waren nicht die „Deutschen“, die das „in freier Selbstbestimmung“ taten.

„Einheit“
Deutschland ist das Land der „Deutschen“ und ist noch nicht vereint.

„Freiheit Deutschlands“
Die BRD ist noch immer ein besetztes Land und daher nicht frei.

Das Wörtchen „vollendet“ besagt, dass Einheit und Freiheit in vollem Umfang beendet sind, dabei 
sind weder die Einheit noch die Freiheit beabsichtigt. 

Damit „gilt das Grundgesetz“, so steht es in der Präambel, also außerhalb des Norm-Bereichs. 
Dass das Grundgesetz doch nicht gilt, steht im Artikel 146 der durch Art. 4 des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 folgenden Wortlaut erhielt:

Demnach gilt das Grundgesetz erst nach der
Vollendung der Einheit und der Freiheit. Logischer
Weise gilt es dann für das gesamte deutsche Volk. 
Es gilt nicht solange die Ostgebiete noch fehlen wo
noch Deutsche leben
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Artikel 29 GG: 

„(2) Maßnahmen zur Neugliederung des Bundesgebietes ergehen durch 
Bundesgesetz, das der Bestätigung durch Volksentscheid bedarf. Die 
betroffenen Länder sind zu hören.

(3) Der Volksentscheid findet in den Ländern statt, aus deren Gebieten oder 
Gebietsteilen ein neues oder neu umgrenztes Land gebildet werden soll 
(betroffene Länder).

Art. 146 GG. 

Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit 
Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit 
an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen 
Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.



und es gilt nicht solange wir noch besetzt sind und die Besatzungskosten tragen, wie man dem 
Grundgesetz entnehmen kann:

...und dann, wenn das Grundgesetz einmal gilt, dann kann sich das deutsche Volk eine Verfassung 
geben. Dann erst verliert das Grundgesetz seine Gültigkeit. 

Hier und heute gilt das Grundgesetz also
nicht!
Das ist der Inhalt des Artikel 146.

Und weil es nicht gilt, hat es auch keinen
Geltungsbereich mehr. 
Der Geltungsbereich müsste sein: 
Das Gebiet des Deutschen Reiches vom
31.12.1937 in dem das gesamte Deutsche
Volk lebt.

Unsere Politiker wollen jedoch keine Einheit des Deutschen Volkes und sie wollen auch keine 
Freiheit für die hier lebenden Menschen. Unsere Politiker sind selbst Teil der Besatzungsmacht und 
verwalten das Gebiet und die Untertanen für die Besatzungsmächte. 
Sie wollen keinen Friedensvertrag, da das das Ende der Besatzung bedeuten würde und das wollen 
wiederum unsere Besatzer nicht, denn dann würde ihr größtes Schlachtschiff untergehen, von dem 
aus sie uns und unsere Mitmenschen im Osten ausspionieren, kontrollieren und bedrohen. 
Dann könnten sie keine keine Kriege mehr von der BRD aus anstacheln und führen. 
Dann könnten sie keine Menschen mehr mit Hilfe von Drohnen von hier aus ermorden.

Wir leben nicht in einem souveränen und freien Land.

Wir leben auf einem Schlachtschiff und wenn es den Besatzungsmächten und unserer 
treuhänderischen Regierung gefällt, werden wir geschlachtet. Bis dahin werden wir gebraucht als 
willige und tributpflichtige Untertanen, die die Besatzungsverwaltung und die notwendigen 
Gewaltapparate finanziert.

Heranwachsende werden benötigt um ihr Leben für die Interessen der Besatzungsmächte 
einzusetzen, in dem man ihnen versichert, sich würden sich für die Freiheit und das Vaterland 
einsetzen. Man nennt sie Soldaten, aber nur Staaten haben Soldaten und die BRD war nie ein Staat. 
Es sind Söldner, die dafür bezahlt und missbraucht werden dem Kapitalismus freie Märkte zu 
erobern. Freiheit und Vaterland werden nicht in Afghanistan verteidigt. Dort kämpft man für Gas 
und Öl und die strategischen Interessen unserer Besatzungsmächte. 
Denken Sie in Ruhe darüber nach. Überprüfen Sie die Aussagen dieses Films und fangen Sie an zu 
handeln bevor es zu spät ist.
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Bedenken Sie dabei: Gewalt ist kein Mittel. Die Mittel die man anwendet um das Ziel zu erreichen 
sind die gleichen Mittel, die man verwendet, das Ziel zu verteidigen. 
Schauen Sie sich die Welt-Politik an und sie werden die Wahrheit in diesen Worten 
wiederentdecken.

Mit Gewalt wurde das Allgemeingut Erde von herrschsüchtigen Individuen besetzt und mit Gewalt 
wird es von den Herrschenden verteidigt. Das oft missbrauchte Wort „Freiheit“ erhält erst dann 
einen Sinn, wenn wir erkennen, dass wir tributpflichtige Untertanen sind und uns der Herrschenden 
entledigen müssen um frei zu sein. 

Die Erde wurde allen Menschen gleichermaßen zur Verfügung gestellt und nicht einigen Wenigen, 
die sich Kaiser, König, Präsidenten, Kanzler oder sonst wie nennen.

In Deutschland können wir damit anfangen, denn dieses Gebilde wurde auf Lügen gebaut und wird 
mit Lügen aufrecht erhalten. Mit der Wahrheit werden wir es zum Einsturz bringen.

Für diejenigen, die mich jetzt in die rechte Ecke abschieben wollen sein gesagt: Ich brauche keine 
Grenzen und keine Nationalität. Grenzen schließen aus und Grenzen schließen ein. Grenzen werden
verteidigt und Grenzen werden neu gezogen. Die Herrschenden bestimmen über den Verlauf. 
Schaffen wir die Grenzen ab, schaffen wir die Herrschenden ab. 

Die Voraussetzungen sind gegeben: Es gibt keine Grenzen mehr für uns, denn unsere angeblichen 
Volksvertreter haben den Geltungsbereich des Grundgesetzes aufgehoben. Es gilt nicht mehr. 

Wir wären grenzenlos frei, wenn wir nicht widerrechtlich besetzt wären. 

Verweigern wir uns der Besatzung und ihrer treuhänderischen Verwaltung, die uns seit Jahrzehnten 
belügt, betrügt, entrechtet und finanziell enteignet und leben wir anderen Völkern vor, dass wir 
weder verlogene Politiker noch militärische
Gewalt brauchen um dem Leben einen Sinn
zu geben.

Mit Gottes Hilfe werden wir es schaffen,
denn das war und ist sein Plan...

Hier erhalten Sie einen kurzen Einblick in
sein Vorhaben...

Ich denke der Worte sind genug gewechselt.

Gründet Tauschringe wir wir und lebt ein menschliches Miteinander. Der Kapitalismus hat uns zum 
Negativen verändert. Lasst uns wider positiv denken und mitfühlend handeln.
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_________________________________________________________________________________ 

Werner May  -   Im Paradies    -     17309 Fahrenwalde
werner(at)paradies-auf-erden.de

www.paradies-auf-erden.de     und     www.widerstand-ist-recht.de
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Wer kann möge mich bitte mit einer

Spende
unterstützen.

Da ich kein eigenes Konto mehr habe bitte überweisen auf:
Plambeck  GLS-Bank

IBAN : DE03430609672025353101

BIC : GENODEM1GLS

Danke

http://www.paradies-auf-erden.de/
http://www.widerstand-ist-recht.de/

